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Betrifft:	LGBTI-freie Zonen in Polen im Rahmen des Verfahrens gegen Rete Lenford
Seit 2019 erklärten sich mehrere Gemeinden, Regionen und Bezirke zu „LGBTI-freien Zonen“, was dazu geführt hat, dass Angehörige der LGBTI-Gemeinschaft in Polen verstärkt zu Sündenböcken stigmatisiert werden. Als Reaktion darauf erstellten lokale Aktivisten eine Karte mit dem Titel „Atlas des Hasses“, um hervorzuheben, welche kommunalen und lokalen Gebietskörperschaften solche Erklärungen abgegeben haben. Einige dieser Aktivisten werden nun von lokalen Gebietskörperschaften wegen ihrer Beteiligung an der Erstellung der Karte verklagt.
Die LGBTI-Erhebung II der FRA zeigt, dass sich die Lage für LGBTI-Personen in Polen zunehmend verschlechtert hat. Die Ergebnisse zeigen eine Zunahme von Intoleranz und Gewalt gegenüber LGBTI-Personen und ein absolutes Misstrauen der Befragten, was die Bekämpfung von Vorurteilen und Intoleranz durch die Regierung betrifft, wobei der niedrigste Prozentsatz in der gesamten EU (nur 4%) verzeichnet wurde.
Im Dezember 2019 nahm das Parlament eine Entschließung an, in der es die Kommission auffordert, alle ihr zur Verfügung stehenden Instrumente und Verfahren zu nutzen, um die vollständige und ordnungsgemäße Anwendung der Grundsätze und Werte des Vertrags zu gewährleisten, wie etwa Vertragsverletzungsverfahren. 
Am 23. April 2020 erkannte der EuGH im Fall Refe Lenford (Rechtssache C-507/18) an, dass homophobe Äußerungen eine Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf darstellen können, wenn sie von einer Person getätigt werden, die einen entscheidenden Einfluss auf die Einstellungspolitik eines Arbeitgebers hat oder die als einen derartigen Einfluss ausübend wahrgenommen werden kann. 
Kann die Kommission in diesem Zusammenhang folgende Fragen beantworten:
1.	Erkennt die Kommission an, dass die Stadt-, Gemeinde- und Regionalräte, die sich selbst zu „LGBTI-freien Zonen“ erklärt haben, so wahrgenommen werden könnten, dass sie einen entscheidenden Einfluss auf die Einstellungspolitik ihrer Verwaltung haben?
2.	Teilt die Kommission die Auffassung, dass solche Erklärungen LGBTI-Personen diskriminieren, die Zugang zu Beschäftigung oder Beruf in lokalen oder regionalen Verwaltungsorganen suchen?
3.	Wird die Kommission unter Berücksichtigung der Vorabentscheidung des Gerichtshofs ein Vertragsverletzungsverfahren gegen Polen auf der Grundlage der Richtlinie zur Gleichbehandlung im Bereich der Beschäftigung (2000/78/EG) einleiten? 
4.	Welche konkreten Schritte unternimmt die Kommission derzeit, um sicherzustellen, dass LGBTI-Menschenrechtsverfechter in Polen, einschließlich der Aktivisten, die die Karte „Atlas des Hasses“ erstellt haben, im Rahmen der Grundsätze und Werte des Vertrags vor Diskriminierung geschützt werden?
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